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SPRUCH 

Man kann einen Baum nicht nach der Güte seiner Blätter einschät-

zen, sondern nur nach der Güte seiner Früchte. 

Giordano Bruno; 1548 - 1600, italienischer Philosoph 

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
Antragsfrist für erleichterten Zugang zu 

Kurzarbeitergeld verlängert 

 Die Bundesregierung hat die Antragsfrist zum erleichterten Zugang zum Kurzarbei-

tergeld um 3 Monate bis zum 30.6.2021 verlängert. Den erleichterten Zugang kön-

nen Betriebe, die bis 30.6.2021 erstmals oder nach dreimonatiger Unterbrechung er-

neut Kurzarbeit einführen, bis 31.12.2021 in Anspruch nehmen. Voraussetzung: 

Mindestens 10 % der Beschäftigten sind vom Arbeitsausfall betroffen. 

Auf den Aufbau von Minusstunden wird vollständig verzichtet. 

Auch Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer haben Zugang zum Kurzarbei-

tergeld. Mit der Regelung soll Planungssicherheit für die betroffenen Betriebe und 

deren Beschäftigte geschaffen werden. 

 
Familienrecht/Erbrecht 
Verjährung von Pflichtteilsansprüchen 

 Ein Erblasser kann einen Erben nicht komplett enterben. Dieser hat dann immer 

noch einen gesetzlichen Pflichtteilsanspruch. Die Verjährungsfrist von Pflichtteilsan-

sprüchen beträgt 3 Jahre und beginnt in dem Zeitpunkt, in dem der Pflichtteilsbe-

rechtigte von dem Eintritt des Erbfalles und von der ihn beeinträchtigenden Verfü-

gung Kenntnis erlangt. Für den Beginn der Verjährung des Pflichtteilsanspruchs 

 
 



eines Geschäftsunfähigen ist auf die Bestellung des Vormunds bzw. Betreuers und 

dessen Kenntnis abzustellen. 

In einem vom Oberlandesgericht Hamm entschiedenen Fall hatte ein Vater seine in-

folge einer Behinderung geschäftsunfähige Tochter zugunsten seiner Frau im Rah-

men eines Berliner Testaments enterbt. Die so entstandenen Pflichtteilsergänzungs-

ansprüche wegen lebzeitigen Schenkungen des Vaters leitet das Sozialamt auf sich 

über. Nach dem Tod des Vaters war der Sohn der Betreuer seiner Schwester. Das 

Sozialamt machte nach dem Tod der Mutter Pflichtteilsansprüche gegen den allein-

erbenden Sohn geltend. 

Hinsichtlich der Kenntnis ist hier nicht auf die geschäftsunfähige Tochter, sondern 

auf ihren Betreuer abzustellen. Zwar pausierte der Lauf der Verjährung, solange die 

Tochter infolge des Todes des Vaters ohne Betreuer war. Mit der Bestellung des 

Bruders zum Betreuer lief die Frist aber weiter. Der Sozialhilfeträger hatte erst nach 

Ablauf der 3 Jahre Ansprüche geltend gemacht. 

 

Sonstiges 
Unzulässige AGB-Klauseln einer Bank 

 Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte am 27.4.2021 über die Wirksamkeit einer von 

Banken verwendeten Klausel entschieden. Danach werden Änderungen von Allge-

meinen Geschäftsbedingungen den Kunden spätestens 2 Monate vor dem vorge-

schlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Die Zustim-

mung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorge-

schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen angezeigt hat. Auf diese 

Genehmigungswirkung weist ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hin. Der 

Kunde hat die Möglichkeit der Kündigung. 

Die BGH-Richter entschieden dazu, dass Klauseln in Allgemeinen Geschäftsbedin-

gungen einer Bank unwirksam sind, die ohne inhaltliche Einschränkung die Zustim-

mung des Kunden zu Änderungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen und Son-

derbedingungen fingieren. 

Einige Banken und Sparkassen haben in der Vergangenheit auf Grundlage solcher 

und vergleichbarer Formulierungen Leistungs- und Preisänderungen durchgesetzt. 

Es bleibt abzuwarten, wie sich das Urteil auf diese Änderungen auswirkt. 


